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Stadtvertretung Schönberg (Entscheidung)  Ö 

 
Sachverhalt 
Die Stadt Schönberg stellt die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung von Teilflächen des im 
Zusammenhang bebauten Ortsteils Schönberg Bereich Ratzeburger Straße — Petersberger 
Weg gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 3 BauGB auf, um die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine Neubebauung im Bereich der Ergänzungssatzung zu schaffen. Der 
Beschluss zur Aufstellung der Satzung wurde am 23.02.2023 gefasst. 

Der im Sinne des § 34 BauGB bereits bebaute Bereich entlang der Ratzeburger Straße und 
teilweise mit rückwärtigen Grundstücken am Petersberger Weg, im östlichen Teilbereich 
der Satzung, wird nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB klargestellt. Für den Bereich der 
Neubebauung im Bereich der Ergänzungsflächen wird Baurecht nach § 34 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 3 BauGB geschaffen. Das Verfahren wurde mit den Behörden und TÖB abgestimmt. 
Eine Darstellung der Bauflächen im Flächennutzungsplan erfolgt als gemischte Bauflächen. 
Somit ist die Satzung aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und entspricht den 
Zielvorgaben der vorbereitenden Bauleitplanung der Stadt Schönberg. 

Der räumliche Geltungsbereich der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung umfasst die 
Grundstücke an der Ratzeburger Straße Nr. 51 bis Nr. 95 sowie die rückwärtigen 
Grundstücksbereiche der Hausnummern Ratzeburger Straße Nr. 63, Nr. 75 und Nr. 77. 

Die Unterlagen lagen in der Zeit vom 13.04.2023 bis einschließlich 16.05.2023 im Amt 
Schönberger Land, Dassower Straße 4 für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 13 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB aus. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden nach § 4 Abs. 2 BauGB und die Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 
BauGB mit Anschreiben vom 20.04.2023 beteiligt. Die Information der Verbände ist mit 
gleichem Datum erfolgt. 
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Im Rahmen der Beteiligungsverfahren haben sich Stellungnahmen der Behörden und TÖB und 
der Nachbargemeinden ergeben, die im Abwägungsprozess behandelt werden. Stellungnahmen 
seitens der Öffentlichkeit wurden nicht abgegeben und keine Anregungen der Öffentlichkeit 
vorgetragen. 
Es ergeben sich 

- zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen, 
- teilweise zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen. 

Nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen ergeben sich im Rahmen des 
Abwägungsprozesses nicht. 
Des Weiteren werden Hinweise, die im Planverfahren vorgetragen werden, zur Kenntnis 
genommen und nach Bedarf beachtet. 

Auf der Grundlage ergeben sich Anforderungen, die vor dem Satzungsbeschluss 
entsprechend geregelt und erfüllt werden müssen. Zur Erfüllung sind städtebauliche 
Verträge erforderlich. Es wird durch die Stadt Schönberg entsprechend abgesichert. Die 
Stadt Schönberg hat sich mit den städtebaulichen Vorgaben beschäftigt. Die Bebauung 
nach § 34 BauGB ist vorgesehen. Im Rahmen der Satzung werden einzelne Vorgaben 
getroffen, so dass die Traufhöhe der neu bebaubaren Grundstücke mit 4,50 m und die 
Firsthöhe mit maximal 9,50 m über den Bezugspunkt festgelegt wird. Auf umfangreiche 
Festsetzungen wird verzichtet. Die Grundflächenzahl wird mit 0,3 vorgegeben und ist 
Grundlage für die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz. Auf die giebelständige Bebauung zum 
Petersberger Weg kann verzichtet werden. Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden 
abschließend geregelt. 

Der Landkreis als zuständige Behörde für die Bauleitplanung hat zur Aufstellung der Satzung 
keine Anregungen oder Bedenken aus bauleitplanerischer Sicht vorgetragen. In Bezug auf die 
Satzung werden folgende klärende Ausführungen berücksichtigt. 

Die Löschwasserbereitstellung kann bei Vertragsabschluss mit dem Zweckverband 
gesichert werden. Die in der Umgebung vorhandenen Denkmale werden berücksichtigt. 
Die rechtlichen Bezüge zum Denkmalschutz werden ergänzt. In Bezug auf die Ableitung 
des anfallenden Oberflächenwassers wird durch die Behörde auf abwägungsbeachtliche 
Belange hingewiesen. Da im Petersberger Weg kein Regenwasserkanal vorhanden ist, ist 
über die vorderliegenden Grundstücke die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers 
von den Flurstücken 207/1, 1/1 und 1/2 vorgesehen. Auch für die 
Schmutzwasserbeseitigung ist die Ableitung des Schmutzwassers über die Ratzeburger 
Straße vorgesehen. Gleiches gilt für die Trinkwasserversorgung. Hierzu hat sich auch der 
Zweckverband entsprechend geäußert. In Bezug auf das Regenwasser soll die 
Rückhaltung auf den Grundstücken vorzugsweise vorgesehen werden. Ein Notüberlauf in 
Die Naturschutzbehörde hat auf die Regelung der Ausgleichs- und Ersatzbelange verwiesen. 
Die Sicherung der Maßnahmen erfolgt entsprechend im städtebaulichen Vertrag Die 
Abstimmungen zur Regelung einer Maßnahme erfolgen. In Bezug auf den Baumschutz wird 
auf die Belange im Bauantrags- und Baugenehmigungsverfahren verwiesen. Bilanzierungen 
in Bezug auf geschützten Baumbestand erfolgen nicht. Artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände treten nicht ein. 

Die Abfallentsorgung ist durch Bereitstellung der Abfallbehälter am Entsorgungstag an der 
Ratzeburger Straße vorgesehen. Die Standorte sind entsprechend auf den jeweiligen 
Grundstücken zu berücksichtigen. Alternativ ist eine Regelung an der Ecke Ratzeburger 
Straße/Petersberger Weg vorgesehen. Flächen stehen zur Verfügung. Sobald eine Durchfahrt 
möglich ist, soll auch die Durchfahrt genutzt werden. Die Stadt Schönberg ist hier den 
Anforderungen im Beteiligungsverfahren nachgegangen. 

Im Zusammenhang mit den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind die Anforderungen des 
StALU zu berücksichtigen, dass bei der Betroffenheit von Landwirten eine rechtzeitige 
Information derselben erfolgt. 

Die Leitungs- und Bestandspläne von Ver- und Entsorgern werden zur 
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Verfahrensdokumentation genommen. Dies betrifft maßgeblich die Anforderungen aus dem 
Beteiligungsverfahren seitens der Telekom AG, des Zweckverbandes Grevesmühlen, des 
Wasser- und Bodenverbandes, der HanseGas GmbH und der WEMAG AG. Seitens der 
Travenetz und seitens der E.dis AG wurden keine Stellungnahmen abgegebendie 
Ratzeburger Straße soll dann etabliert werden. 

Die Stadt geht davon aus, dass Einvernehmen mit den Ver- und Entsorgern hergestellt 
werden kann. Maßgeblich und wesentlich sind die Anforderungen des ZVG im 
Zusammenhang mit der Stellungnahme der unteren Wasserbehörde. Dies betrifft die 
Verträge für die Trinkwasserversorgung, die Schmutzwasserentsorgung und die Ableitung 
des anfallenden Oberflächenwassers auf den Grundstücken. Das Löschwasser ist im 
Grunde über Verträge zu sichern. 

Für die hinterliegenden Grundstücke, die über den Petersberger Weg erschlossen werden, sind 
auf den Grundstücken, die zur Ratzeburger Straße orientiert sind, entsprechende 
Dienstbarkeiten zu sichern. 

In Bezug auf den BUND wird klargestellt, dass die Stadt interessiert ist an der 
Nachverdichtung bzw. ergänzenden Bebauung im bereits anthropogen vorgenutzten 
Bereich. Eingriffe in den Gehölz- und Alleenbestand werden aus Sicht der Stadt Schönberg 
nicht gesehen. Die Zufahrten sind im Einvernehmen mit der Behörden zu regeln. Die von 
dem BUND genannten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen befinden sich nicht im Zugriff 
der Stadt Schönberg. Es werden alternative Maßnahmen innerhalb des Gemeindegebietes 
gesucht. Auf die Anwendung regenerativer Energien unter Bezugnahme auch auf die 
Vorgaben des Gesetzgebers wird orientiert. Kompensationsbedarf wird gesichert. 
Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände können ausgeschlossen werden. 

Es ergeben sich folgende erforderliche Regelungen im städtebaulichen Vertrag: 
- Regelung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen hinsichtlich Verfügbarkeit und 

Umfang, 
- Regelung der Abfallentsorgung durch Bereitstellungsplätze für Abfallbehälter an der 

Ratzeburger Straße oder an der Ecke Ratzeburger Straße/Petersberger Weg, 
- Sicherung der Löschwasserversorgung durch Vereinbarung des Hydranten, 
- Regelungen für Grunddienstbarkeiten in Bezug auf die Vorderliegergrundstücke 

Grundstücke an der Ratzeburger Straße zur dauerhaften Sicherung der 
Trinkwasserversorgung, der Schmutzwasserableitung und der Regenwasserableitung, 
für letzteres als Notüberlauf. 

Sobald die Voraussetzungen geschaffen sind, kann der Satzungsbeschluss gefasst werden. Die 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden abgestimmt. 

Der Abwägungsdokumentation wird eine Kurzzusammenfassung derjenigen Belange, die zu 
regeln sind, beigefügt. 

Die Stadtvertretung der Stadt Schönberg lässt die noch offenen Belange für vertragliche 
Regelungen bis zum Satzungsbeschluss vorbereiten. Die Stadtvertretung macht sich das 
Abwägungsergebnis zu eigen. 

Beschlussvorschlag 
1. Die Stadtvertretung der Stadt Schönberg fasst den Beschluss über die Behandlung 

eingegangener Anregungen und Stellungnahmen. 
Es ergeben sich: 

-  zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen, 
- teilweise zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen. 
Nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen ergeben sich im Rahmen des 
Abwägungsprozesses nicht. 
Allgemeine Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die tabellarische Zusammenstellung ist die Abwägungsdokumentation. Die Stadtvertretung 
der Stadt Schönberg macht sich das Ergebnis der Abwägung zu eigen. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Behörden und Träger öffentlicher Belange, die 
Nachbargemeinden und die Öffentlichkeit, die Stellungnahmen abgegeben haben, 
die nicht berücksichtigt werden, vom Ergebnis der Abwägung in Kenntnis zu setzen. 

3. Die Abwägung der zur Satzung vorgebrachten Stellungnahmen wird wie oben 
dargestellt beschlossen (Abwägungsbeschluss). Die Stadtvertretung macht sich das 
Abwägungsergebnis zu eigen. 

4. Auf der Grundlage des Abwägungsbeschlusses sind die städtebaulichen Verträge 
insbesondere auch zu Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorzubereiten. 

Finanzielle Auswirkungen 
keine 

 

Anlage/n 
1 KES Abwägung (öffentlich) 

 
2 Beratungsschwerpunkte (öffentlich) 

 
3 KES Begründung (öffentlich) 

 
4 KES Textliche Festsetzung (öffentlich) 

 
5 Planung (öffentlich) 
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Klarstellungs-
 

Hier: Vorgaben aus dem Bereich der Stellungnahmen 

Folgende Belange sind zu regeln: 

Landkreis:  

Brandschutz: 
-  
-  Zweckverband 

  

 
- Trinkwasser: 

 
- Schmutzwasserentsorgung: 

 
- Regenwasser: Nachweis der Versickerung oder Ableitung 
- Vorzugsweise Versickerung 
- 

 

Untere Naturschutzb  
- Regelung der Ausgleichs-  
- 

BauGB dann zu regeln 
- 

Baugenehmigungsverfahren 

 
- 

Regelung. Oder Durchfahrt muss gesichert werden. 

StALU: 

- Ausgleichsregelung  
-  

ZVG: 

- Trinkwasservertrag 
- Schmutzwasservertrag 
- Regenwasserversickerung Nachweise und Konzept 
- bereitstellung durch Vertrag 

BUND: 

- Grundsatzfragen Innenverdichtung Artenschutz Ausgleich und Ersatz hier 
 

-  

Anglerverband: 

-  

 

-  absichern. 
 
Aufgestellt als Diskussionsgrundlage am 30.08.2023:  
Dipl.-Ing. Ronald Mahnel   

 
Rudolf-Breitscheid-  

 
Telefon 0 38 81 / 71 05  0 
Telefax 0 38 81 / 71 05  50 
mahnel@pbm-mahnel.de  
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Geltungsbereich 
der Klarstellungs- 

ENTWURF

Quelle: www.gaia-mv.de

ZUR KLARSTELLUNGS- UND
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Klarstellungs- der 
Petersberger Weg

Nr. 1 und 3 BauGB 

Planungsstand: Entwurf 23.02.2023  
 

 
 
 
zur Klarstellungs- 

   
 
 
INHALTSVERZEICHNIS        SEITE 

Teil 1   3

1. Planungsanlass und Erforderlichkeit 3

2. Allgemeines 3

2.1  3
2.2 Plangrundlage 3
2.3 Bestandteile der Satzung 3
2.4 Wahl des Planverfahren 4

3.  5

4. Beschreibung des Plangebietes 5

5. Inhalte der Satzung 6

5.1 Klarstellungssatzung 6
5.2  7

6.  7

7. Immissionsschutz 8

8. Umweltbelange 8

8.1 Boden- und Klimaschutz 8
8.2 Artenschutz 8
8.3 Eingriffs-/ Ausgleichsermittlung 8

9. Auswirkungen der Planung 9

10.  9

11. Wesentliche Rechtsgrundlagen 12

TEIL 2 Ausfertigung 13

1.  13

2. Arbeitsvermerke 13
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Klarstellungs- der 
Petersberger Weg

Nr. 1 und 3 BauGB 

Planungsstand: Entwurf 23.02.2023  
 

TEIL 3 Anlage 14

Anlage 1: Eingriffsermittlung zur Klarstellungs- und 

 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 3 BauGB, Stand Februar 2023 14
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Klarstellungs- der 
Petersberger Weg

Nr. 1 und 3 BauGB 

Planungsstand: Entwurf 23.02.2023 3 
 

 

Teil 1    

1. Planungsanlass und Erforderlichkeit 

An die ist der Antrag zur Neubebauung von bisher unbebauten 
am Petersberger Weg herangetragen worden. Die Stadt 

 am 
Petersberger Weg. Mit der Aufstellung einer Klarstellungs- und 

werden sowie um e
. Es handelt sich 

ird, jedoch 

einbezogen werden kann

bebauten Ortsteil mit einbeziehen
 

 lichen Nutzung 
werden einzelne Festsetzungen erforderlich.  

2. Allgemeines 

2.1  

Klarstellungs- und 
befindet sich  und 
umfasst die Grund

63, Nr. 75 und Nr. 77. - und 

 

2.2 Plangrundlage 

- 
Flurkartenauszug auf der Grundlage des Amtlichen Liegenschaftskataster-
Informationssystems (ALKIS) vom . Die Daten wurden durch den 
Zweckverband in Abstimmung mit dem Amt -Land 

in der Planzeichnung gesondert gekennzeichnet. 

2.3 Bestandteile der Satzung 

Die Klarstellungs-  
-  
- Inhaltliche Festsetzungen und 
- Verfahrensvermerke. 
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Klarstellungs- der 
Petersberger Weg

Nr. 1 und 3 BauGB 

Planungsstand: Entwurf 23.02.2023 8 
 

 

7. Immissionsschutz 

Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 

- 
en aber auch gewerbliche 

der bestehenden Immissionssituation. Gewerbliche Nutzungen, die zu 
ngen der gesunden Wohn- 

bekannt.  
 
Aufgrund der Lage der wurde eine schalltechnische 

ewerbliche Auswirkungen gefertigt. 

 

8. Umweltbelange 

8.1 Boden- und Klimaschutz 

angrenzenden Bebauung und de
 

- 
Die Nutzung erneuerbarer 

Energien bzw. die sparsame und effiziente Nutzung von Energien ist 

getragen. 

8.2 Artenschutz 

Artenschutzrechtliche 

artenschutzrechtlichen Verbote kommt es erst durch die Realisierung einzelner 
Bauvorhaben. Daher ist es Aufgabe der Stadt bereits auf der Ebene der 
Aufstellung der Klarstellungs- 
vorgesehene Festsetzungen den artenschutzrechtlichen Verboten 
entgegenstehen. 
 
Artenschutzrechtliche Belange sind aus derzeitiger Sicht im anthropogen 

urch die getroffenen Festsetzungen hinreichend 
 

8.3 Eingriffs-/ Ausgleichsermittlung 

Der erforderliche Ausgleichsumfang wurde ermittelt und ist im Rahmen des 
erforderlichen Anteils durch die jewei
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Klarstellungs- der 
Petersberger Weg

Nr. 1 und 3 BauGB 

Planungsstand: Entwurf 23.02.2023 9 
 

 

- und 

Eingriffsumfang wurde ermittelt. Die Zuordnung und die Erfordernisse zur 
- 

orderungen 
freigehalten wird. 
Die Eingriffs- Ausgleichsermittlung ist als se Dokument der 

.  

9. Auswirkungen der Planung 

Die vorhandenen Bebauungs- 

dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden Rechnung 
 

mit genutzt werden. 
Nutzung wurden mittels Gutachten ermittelt und werden beachtet. 
Die Belange von Natur- 
den Siedlungsbereich nicht erheblich betroffen, erforderliche Ausgleichs- und 

davon ausgegangen, dass mit Umsetzung der Planung die 

werden.  

 
 

Auswirkungen zu erwarten. 

10. Nach  und Hinweise 

Festsetzungen und zu en. 
 
Denkmalpflege  

 

zur Pflege der Denkmale im Lande Mecklenburg-Vorpommern DSchG M-V die 

die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesa

Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige 
DSchG M-V). 
 
Bodenschutz/ Altlasten 
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Klarstellungs- der 
Petersberger Weg

Nr. 1 und 3 BauGB 

Planungsstand: Entwurf 23.02.2023 12 
 

 

 
 

 

Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis 

sind nur schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses 
 Ausnahmen sind 

die Zustimmung der  
 

 

 

11. Wesentliche Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 

2023 (BGBI.2023 I Nr. 6).  
- 

(Baunutzungsverordnung  BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vo
Gesetz vom 04. Januar 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 6).  

- 
Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90) vom 18. Dezember 

14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 
- Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) vom 15. 

Oktober 2015 (GVOBl. M-
vom 26. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033). 

- -Vorpommern (KV M-V) 

Vorschriften vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBl. MV S. 467). 

- 
 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908). 
- NatSchAG M-V - Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur 

 (GVOBl. M-V S. 66), 
ch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-

V S. 221, 228).  
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Klarstellungs- der 
Petersberger Weg

Nr. 1 und 3 BauGB 

Planungsstand: Entwurf 23.02.2023 13 
 

 

TEIL 2 Ausfertigung    

1.  

Klarstellungs- der  

 Petersberger Weg 1 und 3 
BauGB wurde in der Sitzung der Stadtvertretung am gebilligt. 
 

 
  (Siegel)  

 
 

 
Korn 

 
der  
 

2. Arbeitsvermerke 

Aufgestellt in Zusammenarbeit mit der  
 
durch das: 
 

 
Rudolf-Breitscheid-Str. 11 
23936  
Telefon 0 38 81 / 71 05  0 
Telefax 0 38 81 / 71 05  50 
pbm.mahnel.gvm@t-online.de 
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Klarstellungs- der 
Petersberger Weg

Nr. 1 und 3 BauGB 

Planungsstand: Entwurf 23.02.2023 14 
 

 

TEIL 3 Anlage  

Die Anlage ist ein s  
 
Anlage 1: Eingriffsermittlung zur Klarstellungs- 

 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 3 BauGB, Stand Februar 2023 
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Planungstand: Entwurf 23.02.2023  1 
 

TEXT - INHALTLICHE FESTSETZUNGEN
 

SATZUNG 
Klarstellungs- 

 
Petersberger Weg   
 
Aufgrund  1 und 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634) zuletzt durch das Gesetz vom 
04.01.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) ,  
Kommunalverfa -Vorpommern (KV M-V) vom 13. Juli 2011 

weiterer kommunalrechtlicher Vorschriften vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V S. 777), zuletzt 
ge rtikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBI. MV S. 467) wurde nach 
Beschlussfassung durch die  vom 
folgende Satzung der   

nberg Bereich  Petersberger Weg  Klarstellungs- und 
  erlassen.  

 
   

 
  
(1) 1 und 3 BauGB Teil

im  
Petersberger Weg umfasst das Gebiet, das innerhalb der im Lageplan 
gekennzeichneten Abgrenzungslinie liegt. 
 

(2)  
 

2 
n Vorhaben 

 
(1) 

ulichen Nutzung, der 
Bauweise 

 
 

 
Planungsrechtliche Festsetzungen  

 
(1) Die Grun . 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
(2) A  

angrenzenden Petersberger Weges,  
in der Senkrechten zur Fahrbahn.  

 
(3) Die G nd nur mit einer maximalen 4,50 m und einer maximalen 

5

r
Dachbegrenzungska

gebend ist das eingedeckte Dach . Die 
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ten und 
 

 
(4) Vorhaben mit einer Hauptnutzung sind nur innerhalb der 

zum Petersberger Weg . 
Nr. 2 BauGB)  

 
(5)   

 
 

 
Festsetzungen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

 9 Abs. 1a BauGB) 
 

(1) Der durch die Realisierung der atzung   Petersberger Weg 
entstandene  von 2.588  des Bedarfs an 

 realisiert werden. Die 
Sicherung des Ausgleichs erfolgt   und anteilig 
entsprechend der jeweiligen Vorteilnahme. Die Zuordnung des Ausgleichsumfangs 

 

 
5 

 
  
(1) Denkmalpflege  

W  Funde 
etz zum Schutz und zur Pflege 

der Denkmale im Lande Mecklenburg-Vorpommern DSchG M-
richtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum 

ege oder dessen 

Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Gr
den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der 
Anzeige -V). 

 
(2) Bodenschutz/ Altlasten 

in 
d 6 des Bundesbodenschutzgesetzes 

 dass eine 

Landkreises Nordwestmecklenburg rde mitzuteilen. 

Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund uherren und die 

S  

 
 

Zuordnung der 

Kompensations  

Gemarkung  
831 810,00  

 
896 846,00 

 
1024 932,00 
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nne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes 
Grundlage von cklenburg  
Vorpommern [Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) M-V] verpflichtet, den unteren 
Bodenschu
machen.  
 

n verunreinigter Boden oder Altablagerungen (Haus

Abfallbesitzer bzw. vo
 

 
So

Landkreises Nordwestmecklenburg zu informieren
Abfallbesitzer  
Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Sie unterliegen damit gleichzeitig 
der Anzeigepflicht. 
 

d so vorzuber
und fertiggestellten Objekten eine (sach- und umweltgerechte Abfallentsorgung nach 

nd geordnete 
Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises 
Nordwestmecklenburg erfolgen kann. 

 
(3) Leitungsbestand 

rden. Es sind die 
- und Sicherheitsab

V - und Entsorgungsleitungen sind bei 

zum Schutz der Leitungen und Kabel zu beachten. 
 
(4) Munitionsfunde 

Munitionsfunde sind nicht au

 Munitionsbergungsd
Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V, Graf-York-Str. 
6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Baubeginn 
empfohlen. Auf der Homepage www.brand-kats-mv.de ist unter 

 
notwendigen Angaben zu finden. 

- -rechtlichen 
Vorschriften verantwortlich. Insbesondere wird auf die allgemeinen Pflichten als Bauherr 
hingewi den Personen so weit wie 

 
 

 
(5)  

Mit den Ba ndene Drainageleitungen 

wiederherzustellen.  
 

hutz ist die Lagerung von 
wasserge den Stoffen (u.a. Heiz 20 Abs. 1 Landeswassergesetz M-V 
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(LWaG M-V) sowie die Errichtung von Erdw
Wasserhaushaltsgesetz bei der 
Nordwestmecklenburg anzuzeigen. 
 
Jeglicher Umga hrdenden Stoffen hat auf der Grundlage des 

 62 WHG und  - und 
besorgen ist. 

 
Werden bei der Durchsetzung der Planung Erdaufsc  ren 

twendig, mit denen unmittelbar bzw. 
mittelbar auf die Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt wird, 
sind die rhaushaltsgesetzes (WHG) i.V.m.  118 
Landeswassergesetz (LWaG) sechs Wochen vor Baubeginn bei der unteren 

e
Grundwasserabsenkungen zu. 

 
(6) Artenschutzrechtliche Belange 
 Minimierungs- und Verm  
 

 
Zum Schutz der einheim  und die 
Arbeiten der Baufeldfreimachung

er gutachterliche Nachweis durch den Verursacher 
erbracht wird, dass die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des 

vorkommen bzw. erheblic n durch den Verursacher der 
 

 
Reptilien und Amphibien 

hereingefallene  
 

 
 

 
utzgesetzes 

(BNatSchG) nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum letzten Tag im Februar 
- und 

Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung 
 g, sofern der gutachterliche Nachweis 

durch den V

liegt. 
 

 

 
 

6 
In-Kraft-Treten 

 
(1) Die Satzung tritt mit Bekanntmachung in Kraft.  
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